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01 52. Jahrestagung des dbb in Köln: Heesen fordert nationalen Aktionsplan 

zur Sanierung der Staatsfinanzen 

 Sitzung der BRH-Bundesleitung und des dbb Bundeshauptvorstandes 

Am 10. und 11. Januar 2011 fand die alljährliche DBB Jahrestagung in Köln statt. Sie 

stand diesmal unter den Leitthemen "Staatseinnahmen - Verteilung - Ausgaben. Die 

Zukunft der Staatsfinanzen“. Vor weit über 800 Gästen und Funktionsträgern des 

Deutschen Beamtenbundes und der Tarifunion hielten unter anderem der DBB Bun-

desvorsitzende Peter Heesen eine Eröffnungsrede, Bundesinnenminister Dr. Tho-

mas de Maizière und der Vorsitzende der SPD Bundestagsfraktion, Dr. Frank-Walter 

Steinmeier vielbeachtete Ansprachen. Podiumsdiskussionen mit Vertretern der Bun-

destagsfraktion zur Lage des öffentlichen Dienstes sowie mit Fachleuten zur Frage 

künftiger Aufgabenerfüllung und der Kommunen ohne Sinn die insgesamt sehr ge-

lungene Veranstaltung des DBB ab. Ein umfassendes Medienecho führte zu einer 

breiten nationalen Information. 

Die gesamte BRH Bundesleitung nutzte das Treffen nicht nur für Kontakte mit den 

DBB Fachverbänden und Landesbeamten, sondern auch für Gespräche mit unseren 

DBB Servicepartnern wie der Akademie, dem DBB Verlag oder dem Vorsorgewerk. 

Außerdem berief der BRH Bundesvorsitzende Dieter Berberich am Rande der Ta-

gung eine Bundesleitungssitzung ein, auf der erste wichtige Weichenstellungen für 

die Arbeit des BRH im Jahre 2011 beraten und beschlossen wurden. 

Wichtiger Auftakt war aber die Eröffnungsrede des dbb Bundesvorsitzenden Peter 

Heesen, in der er eine nationale konzertierte Aktion zur Sanierung der Staatsfinan-

zen in Deutschland forderte. In seiner Rede sagte Heesen, nur mit einem solchen 

nationalen Maßnahmenkatalog seien die Probleme der Zukunft zu lösen. Thema der 

Jahrestagung des dbb beamtenbund und tarifunion ist „Die Zukunft der Staatsfinan-

zen: Staatseinnahmen - Verteilung – Ausgaben“.  

Der dbb Chef verwies auf das „gewaltige Problem“ von fast 1,8 Billionen Euro Alt-

schulden der Gebietskörperschaften insgesamt. Der Haushalt 2011 des Bundes um-

fasse bei einem Volumen von 308 Milliarden eine Nettokreditaufnahme von 48,4 Mil-

liarden; der Zinsendienst für die Altschulden liege bei rund 40 Milliarden. „Wir haben 

folglich kein akutes Ausgabenproblem, sondern der Kern des Problems liegt in den 

Altschulden“, konstatierte der dbb Chef. Er bezweifle, ob die Schuldenbremse darauf 
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die richtige Antwort der Politik sei. Stattdessen wäre die Tilgung der Altschulden „der 

Schlüssel, die wirklichen Haushaltsprobleme der Zukunft zu lösen". Der dbb werde 

ein wissenschaftliches Gutachten in Auftrag geben, um so dazu beizutragen, eine 

umfassende Diskussion zu diesem Problem in Gang zu setzen. 

Heesen unterbreitete zugleich konkrete Lösungsvorschläge, etwa die Ausgliederung 

der Schulden der öffentlichen Haushalte in Altschuldenfonds, die Zinsendienst und 

Tilgung übernehmen sollten. Mittel dafür könnten auch erwirtschaftet werden aus der 

Hebung „stiller Reserven“ wie dem Goldvermögen, aus Gewinnen der Bundesbank, 

einer Umwidmung des Solidaritätszuschlages als Zahlung in diese zweckgebunde-

nen Fonds und durch Einführung einer Vermögensabgabe auf Privat- und Betriebs-

vermögen. Denkbar sei auch die Einführung einer Finanztransaktionssteuer, „um die 

Branche, die großen Schaden angerichtet hat, an der Schadensbegleichung zu be-

teiligen".  

Heesen bekräftigte die dbb-Kritik an der Bundesregierung, die ihre Zusage zur Rück-

nahme der 2005 beschlossenen Weihnachtsgeldkürzung ab 2011 nicht eingehalten 

habe. Dies werde von den Betroffenen als „Beleidigung, ja als Skandal empfunden“. 

An die Adresse von Bundesinnenminister Thomas de Maizière gerichtet, der Gast 

der dbb Jahrestagung ist, sprach Heesen den anhaltenden Personalabbau im öffent-

lichen Dienst an, der Bürokratieabbau und Bürgernähe im Wege stehe. So sollen im 

Bund weitere 10.000 bis 15.000 Stellen bis 2014 gestrichen werden. 

Mit Blick auf die Einkommensrunde 2011 für die Beschäftigten der Länder wies der 

dbb Bundesvorsitzende jede Kritik an der Einkommensforderung von 50 Euro So-

ckelbetrag plus 3 Prozent linearem Einkommenszuwachs zurück. Über 700.000 jun-

ge Menschen würden in den nächsten zehn Jahren als Nachwuchs gebietskörper-

schaftsübergreifend im öffentlichen Dienst gebraucht. Attraktivere Bezahlung, besse-

re Ausbildung, gezielte Personalförderung, Gewinnung ausländischer Fachkräfte und 

die Trennung der Systeme der Alterssicherung seien notwendig, um im Wettbewerb 

mit der Privatwirtschaft mithalten zu können. 

Weitere Informationen über die Veranstaltung können der Homepage des dbb ent-

nommen werden unter www.dbb.de. Die Rede des BMI ist abgedruckt unter: 

http://www.bmi.bund.de/cln_183/SharedDocs/Reden/DE/2011/01/bm_dbb_jahreskon

gress.html?nn=109576 . 

.-.-.-.-.-.-. 

Den Abschluss der zweitägigen DBB Jahrestagung setzte die Sitzung des Bundes-

hauptvorstandes mit der eingehenden Beratung und Beschlussfassung über den 

DBB Bundeshaushalt 2011. Hierbei wurde unter anderem auch eine Anpassung des 

so genannten „Kopfbeitrages“ für die Einzelmitglieder ab dem 01.03.2011 beschlos-

sen. Der Beitrag für die Hinterbliebenen bliebe stabil. Die BRH-Mitgliedsverbände 

werden in den nächsten Tagen von der Bundesgeschäftsstelle über den dbb 

BuHaVo-Beschluss schriftlich informiert. 

.-.-.-.-.-.-. 

Das Treffen in Köln wurde gleichzeitig für eine Sitzung der Bundesleitung genutzt. 

Neben einer umfassenden Berichterstattung über die Geschäftsführung wurde ein 

vorläufiger Abschluss 2010 sowie die Mitgliederentwicklung eingehend beraten. Wei-

tere Themen waren das ausgesetzte Schiedsverfahren mit dem DBB und die Intensi-

vierung der Zusammenarbeit mit den Bahnsenioren. Bernhard Bröer berichtete über 

www.dbb.de
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die Arbeit der Zukunftskommission und der Bundesvorsitzende besprach das nächs-

te geplante Treffen der Kommission „Rente und Versorgung“ am Mittwoch, 16. März 

2011. Eine umfassende Vorberatung nahmen die geplanten Sitzungen der Bundes-

leitung am 09. und 10. Februar in Berlin und am 24./25. März in Eisenach mit der 

anschließenden Bundesvorstandssitzung und dem außerordentlichen Bundesvertre-

tertag zur Änderung der Satzung in Anspruch. Der Vorstand wurde bereits in einem 

gesonderten Vorstands-Info über Details unterrichtet. 

Weiterhin wurde die Umsetzung der mit dem dbb Verlag eingehend beratenen und 

einvernehmlich beschlossenen neuen Preisgestaltung für die Mitgliederzeitschrift 

„Aktiv im Ruhestand“ erläutert. Die über 10 bisherigen Preisgruppen wurden auf drei 

Stufen reduziert: für BRH-Mitglieder und deren Kooperationspartner die Preisgruppe 

1, für Bezieher der dbb Fachverbandsmitglieder die Preisgruppe 2 und für externe 

Bezieher die Preisgruppe 3. Der BRH beendet damit eine überholte und ungerechte 

Preisgestaltung, mit der zum Teil Nichtmitglieder des BRH die Zeitschrift preisgünsti-

ger erwerben konnten als BRH-Mitglieder. 

Gerne ist der BRH-Bund jederzeit für Kooperationen mit dbb Fachverbänden für ei-

nen gesonderten Bezug unserer Mitgliederzeitschrift gesprächsbereit. Bereits über 

30 Bundes- und Landesgliederungen von dbb Fachverbänden und Fachgewerk-

schaften haben diese Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit dem BRH vereinbart. 

 

02 Antrag DIE LINKE zur Angleichung der Renten in Ostdeutschland 

Die Bundestagsfraktion DIE LINKE hat am 15. Dezember 2010 im Bundestag einen 

Antrag "für eine gerechte Angleichung der Renten in Ostdeutschland“ eingebracht. 

Siehe Internet unter: http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/041/1704192.pdf . Der 

Antrag enthält die wichtigsten Hinweise und Forderungen, die auch der BRH mit sei-

nem vom Bundesvorstand verabschiedeten Eckpunktepapier zusammengetragen 

hat. Der BRH wird in seiner weiteren parlamentarischen Arbeit darauf hin wirken, 

dass auch die anderen Fraktionen sich dieses Themas annehmen, zumal Frau Bun-

deskanzlerin Merkel für dieses Jahr endlich Entscheidungen zu dieser Problematik 

angekündigt hat. Wir werden über die weiteren Verfahren und Diskussionen informie-

ren. 

 

03 Studie belegt: Rentner von Altersarmut stark betroffen 

Eine Studie des Int. Instituts für Empirische Sozialökonomie weist nach, dass die 

Rente immer knapper wird und die Rentner am meisten von Altersarmut betroffen 

sind. So waren in Bayern 2009 fast 17,7 % der über 65-jährigen von Armut bedroht. 

Am häufigsten betroffen seien davon Frauen. 

Eine Pflegedienstleiterin des Roten Kreuzes berichtet, was hinter verschlossenen 

Türen vor sich geht. „Wenn wir in die Haushalte kommen, sehen wir oft, dass es 

kaum Gemüse oder Obst gibt“. Dafür fehle das Geld. Ursache dafür sei unter ande-

rem, dass die Krankenkassen viele medizinische Hilfsmittel, Salben oder Verbands-

stoffe nicht mehr übernehmen. Für das geringe Budget der Rentner sei das eine im-

mense Belastung. Die Befreiung von solchen Zuzahlungen für die medizinische Ver-

sorgung würden nur wenige in Anspruch nehmen, trotz der Aufklärungsarbeit der 

DRK-Mitarbeiter. 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/041/1704192.pdf
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Vor allem alleinstehende Frauen seien häufig betroffen. Sie haben ihr Leben lang 

gearbeitet, aber leider nur wenig in die Rentenversicherung eingezahlt. Oft wurden 

landwirtschaftliche Saisonarbeiter mit Naturalien entlohnt, aber für sie in die Renten-

versicherung nicht eingezahlt. Die Folgen hat keiner bedacht und sind heute sichtbar. 

 

04 BSG: Keine Renten-Kürzung bei geringem Zuverdienst 

Das Bundessozialgericht hat im Fall einer Frau entschieden, die eine vorzeitige ge-

setzliche Altersrente bekommt: Zwei Mal im Jahr darf sie statt 400 sogar 800 Euro 

von ihrem Arbeitgeber erhalten, also auf insgesamt 14 "Monatsgehälter" kommen, 

ohne deshalb eine Rentenkürzung befürchten zu müssen. Erst wenn sie diese Gren-

ze von 14 Gehältern überschreitet, wird die Rente gekürzt (Az B 13 R 119/07 R). 

 

05 Steuervorteile für ältere Sparer nur per Antrag 

Nach einem Urteil des Finanzgerichts Düsseldorf müssen ältere Sparer bzw. Anleger 

einen Antrag stellen, wenn ihre Kapitalerträge der individuellen Progression unter-

worfen werden. 

Nach dem Urteil können Anleger über 64 Jahre den Altersentlastungsbetrag von bis 

zu 1900 € sonst nicht von ihren Zinsen, Dividenden oder Kursgewinnen abziehen, 

sofern diese nur pauschal mit 25 % Abgeltungssteuer belastet werden. Näheres 

kann dem Text der Urteilsbegründung entnommen werden (abgedruckt im Internet: 

http://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2010/15_K_2712_10_Eurteil20101013

.html ). 

 

06 SPD will Pflegeversicherung in Bürgerversicherung umwandeln 

Auf ihrer Vorstandsklausur Anfang Januar 2011 in Potsdam hat die SPD Grundlagen 

für den Entwurf eines neuen „Fortschritts-Programm“ der Partei beschlossen. Darun-

ter zählt der Beschluss, die gesetzliche Pflegeversicherung in eine Bürgerversiche-

rung umzuwandeln, in die alle Bürger einzahlen sollen. Bisher gibt es neben der ge-

setzlichen Versicherung auch eine private Pflegeversicherung. Über die genaue 

Ausgestaltung und mögliche Zeitabläufe bei der Umstellung des Pflegeversiche-

rungssystems gab es keine Auskünfte. 

Die privaten Krankenversicherer haben dem Konzept massiv widersprochen. Die 

Pflege-Bürgerversicherung soll die absehbaren Probleme der Pflegeversicherung 

lösen. Personalmangel, steigende Kosten und immer mehr Pflegebedürftige sollen 

durch das Konzept abgefangen werden. Durch das Konzept der allumfassenden 

Bürgerversicherung wird den Bürgern, so die PKV, eine trügerische Sicherheit und 

Stabilität versprochen, die aber letztlich der Wirklichkeit nicht standhalten kann. 

Demografische Zahlen verdeutlichen die Probleme 

Heute sind rund 2,1 Millionen Menschen pflegebedürftig. Nach Hochrechnungen wird 

sich diese Zahl auf mehr als 4,5 Millionen im Jahr 2050 erhöht haben. Aktuell sind 

fünf Prozent der Bevölkerung über 80 Jahre alt, im Jahr 2050 werden es 14,5 Pro-

zent sein. Es ist eine Tatsache, dass das Risiko einer Pflegebedürftigkeit vom 80. 

Lebensjahr an erheblich ansteigt. Es liegt dann bei 32 Prozent. Diese Entwicklungen 

werden natürlich Auswirkungen auf die Pflegeversicherung haben. 

http://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2010/15_K_2712_10_Eurteil20101013
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Höhere Kosten sind absehbar 

Aufgrund dieser Entwicklung wird der Beitragssatz zur gesetzlichen Pflegeversiche-

rung bis zum Jahr 2060 ständig ansteigen. Heute bei 1,95 Prozent des beitrags-

pflichtigen Einkommens wird der Beitragssatz dann bei 4,5 Prozent liegen. Die Erklä-

rung für einen derartigen Anstieg liegt darin, dass in der Zukunft die Zahl der Bei-

tragszahler abnehmen, die der Pflegebedürftigen aber zunehmen wird. Bei einer sol-

chen Berechnung ist nicht einmal berücksichtigt, dass die Leistungen aus der Pflege 

erweitert werden sollen. Nach den Vorstellungen der SPD sollen die Mitglieder der 

privaten Pflegeversicherung in eine Pflege-Bürgerversicherung einbezogen werden.   

Vorwurf der populistischen Argumentation 

In seiner Stellungnahme macht der PKV-Verband deutlich, dass die Konzepte der 

SPD ins Leere laufen. "Wer angesichts dieser Fakten den Eindruck erweckt, die 

Probleme ließen sich durch eine Ausweitung der Versichertenzahl um etwa zehn 

Prozent lösen, der verabschiedet sich aus der seriösen Diskussion." Reinhold Schul-

te spricht von einem "Neidreflex", den die SPD schüren möchte. Dabei geht es in der 

privaten Pflegeversicherung um die gleichen Leistungen wie in der gesetzlichen 

Pflegeversicherung. 

Kapital zur Absicherung der Pflege notwendig 

Der PKV-Verband setzt andere Prioritäten. Eine zusätzliche Vorsorge sei unbedingt 

nötig. In den Jahren 2050 bis 2060 wird nach diesen Berechnungen der Höhepunkt 

der Pflegeprobleme erreicht sein. Die Ablehnung einer zusätzlichen kapitalgedeckten 

Pflegeversicherung sei kontraproduktiv, denn weder den Pflegebedürftigen noch den 

jungen Beitragszahlern ist damit geholfen. Es ist aus der Sicht der PKV jetzt an der 

Zeit, mit dem Aufbau eines Kapitalstockes zu beginnen. "Die ergänzende kapitalge-

deckte Pflegeversicherung ist ein zentrales Projekt für eine Gesellschaft, die in Wür-

de altern will." 

PKV verteidigt Kapitaldeckung 

Zum Beweis führt Reinhold Schulte die Fakten auf. Unter gleichen Voraussetzungen 

sind im Jahr 1995 die gesetzliche und die private Pflegeversicherung an den Start 

gegangen. Heute sind die Rückstellungen der privaten Pflege bei einem jährlichen 

Beitragsvolumen von rund zwei Milliarden Euro auf mehr als 20 Milliarden Euro an-

gewachsen. Ein Demografieproblem gibt es hier also nicht. Grundsätzlich sei die Ka-

pitaldeckung effektiver als das Umlageverfahren. Es sei falsch, wenn die SPD die 

funktionierende private Pflegeversicherung in einer gesetzlichen Versicherung auflö-

sen wolle, die dringend reformiert werden müsse. "Die SPD würde nur ein funktionie-

rendes System beseitigen, nicht aber das reformbedürftige System heilen." 

 

07 Landesregierung BW beschließt Besoldungsanhebung ab 1. April um 2 % 

In einer Pressemitteilung hat die Landesregierung von Baden-Württemberg mitge-

teilt, dass die Regierungsfraktionen von CDU und FDP/DVP auf ihrer Klausurtagung 

unter anderem beschlossen haben, im Vorgriff auf die anstehenden Tarifverhandlun-

gen bereits zum 1. April 2011 für alle Beamten des Landes Baden-Württemberg ei-

ne" Tariferhöhung“ (müsste richtig heißen Besoldungsanpassung) von 2 % vorneh-

men werden. Diese wohl in Anbetracht der bevorstehenden Landtagswahlen getroff-

ene Entscheidung erstaunt vor allem in der Höhe, denn mit 2 % wird noch nicht ein-

mal die derzeitige Teuerungsrate, geschweige denn weitere Belastungen der Be-
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schäftigten, aufgefangen. Damit wird der entstandene Abstand zu der Lohnentwick-

lung in der freien Wirtschaft weiter zementiert. 

Besonders irritierend ist, dass in der Erklärung kein Wort über die Versorgungsemp-

fänger verloren wird. Dies hat der bbw Landesbundvorsitzende Volker Stich bei ei-

nem Gespräch mit der CDU-Fraktion am 13.1.2011 zum Anlass genommen nachzu-

fragen. Ergebnis: Die jetzt von den Regierungsfraktionen beschlossene Anhebung 

würde auch die Versorgungsempfänger umfassen! 

 

08 Der 10. Deutsche Seniorentag vom 3. bis 5. Mai 2012 in Hamburg 

Der 10. Deutsche Seniorentag wird vom 03. bis 05. Mai 2012 in Hamburg stattfinden. 

Die von der BAGSO alle drei Jahre organisierte Veranstaltung wird in zentraler Lage 

im Congress Center Hamburg (CCH) durchgeführt. 

 


